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Kahlhiebe in älteren Buchenwäldern am „Hohen Knochen“ im
Hochsauerland
Sitzung des AULNV am 12. Mai 2021

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

hiermit übersende ich Ihnen den erbetenen Bericht zu Kahlhieben in äl-

teren Buchenwäldern im Sauerland mit der Bitte um Weiterleitung an die

Mitglieder des Ausschusses für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver-

braucherschutz.

Die wiederholten Kahlschläge in älteren Buchenbeständen im Hoch-

sauerlandkreis haben zu intensiven naturschutzrechtlichen und forst-

fachlichen Prüfungen geführt. Im Ergebnis sind die Kahlschläge in älte-

ren Buchenbeständen nicht mit den Kriterien und Kennzeichen einer

ordnungsgemäßen Forstwirtschaft nach Landesforstgesetz, der natur-

schutzrechtlichen Eingriffsregelung sowie den einschlägigen Zielbestim-

mungen zur Waldbewirtschaftung der Naturschutzgesetzgebung zu ver-

einbaren. Die untere Naturschutzbehörde des Hochsauerlandkreises

wurde mit der ordnungsrechtlichen Aufarbeitung des Vorgangs beauf-

tragt.

Mit freundlichen Grüßen

Ursula Heinen-Esser
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Rotbuchenwälder sind die am weitesten verbreiteten naturnahen Waldgesellschaften in

Nordrhein-Westfalen. Für ihren Erhalt und ihre Entwicklung kommt dem Land Nordrhein-

Westfalen eine besondere Verantwortung zu, da diese Waldgesellschaften nur in Mittel-

europa vorkommen. Die Landesregierung NRW ist sich dieser Verantwortung seit Lan-

gem bewusst. So wurde z.B. in der „Warburger Vereinbarung“ 1994, vor 27 Jahren, zwi-

schen dem Land NRW und den Waldbesitzerverbänden bereits vereinbart, dass Laub-

wald, und damit waren gerade die Buchenwälder des Landes gemeint, auch Laubwald

bleiben sollte.

Die verschiedenen Buchenwaldgesellschaften sind mit 19 % oder rund 160.000 ha der

Gesamtwaldfläche in NRW vertreten.

Die im vergangenen Jahr 2020 an das MULNV als oberster Naturschutz- und Forstbe-

hörde berichteten, über Jahre andauernden, sukzessiven Buchenkahlhiebe am „Hohen

Knochen“ im Sauerland sind nach Kenntnisstand des MULNV ein Einzelfall in NRW.

Auch wenn in Bezug auf das Landesforstgesetz (LFoG) NRW ein eindeutiger Verstoß

gegen die geltende Kahlhiebsregelung in § 10 Abs. 2 LFoG auf Grundlage der bisherigen

Berichte nicht mit Sicherheit festgestellt werden konnte, ist festzuhalten, dass der Wald-

besitzer nicht im Einklang mit den Kennzeichen einer nachhaltigen und ordnungsgemä-

ßen Forstwirtschaft im Sinne des Forst- und des Naturschutzrechts gehandelt hat. Die in

dichtem örtlichen und zeitlichen Zusammenhang vorgenommenen Nutzungen sowie die

nachfolgende großflächige Wiederaufforstung mit Fichte auf einem Buchenstandort füh-

ren zu einem Ergebnis, das mit einer nachhaltigen Forstwirtschaft im Sinne des § 1a

LFoG nicht zu vereinbaren ist.

In Bezug auf die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung stellen die Einschlagsmaßnah-

men im Bereich des „Hohen Knochen“ Eingriffe im Sinne des § 14 BNatSchG dar, denn

es handelt sich um Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, die die

Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sowie das Landschaftsbild erheb-

lich beeinträchtigen können. Die am „Hohen Knochen“ vorgenommene forstwirtschaftli-

che Bodennutzung ist nicht von der Eingriffsregelung freigestellt. Sie berücksichtigen

nicht die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege.

Die Kahlhiebe hätten daher nach Maßgabe des § 15 BNatSchG vermieden bzw. kom-

pensiert werden müssen. Außerdem sind weitere Eingriffe zu vermeiden.

Die Naturschutzbehörden wurden daher beauftragt, auf der Grundlage des Bundesnatur-

schutzgesetzes nach Maßgabe des § 17 Abs. 8 Satz 1 BNatSchG sicherzustellen, dass
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eine Fortsetzung des Waldumbaus untersagt wird, um weiteren Verstößen gegen Natur-

schutzrecht vorzubeugen. Darüber hinaus wurde seitens des MULNV aufgetragen, ge-

mäß § 17 Abs. 8 Satz 2 und Satz 3 in Verbindung mit § 19 BNatSchG die erforderlichen

Entscheidungen zur Kompensation der Eingriffe in die Buchenwaldbestände zu treffen.

Die zuständige untere Naturschutzbehörde des Hochsauerlandkreises hat auf der Grund-

lage eines entsprechenden Erlasses des MULNV zu Beginn des Jahres 2021 eine Anhö-

rung des Waldbesitzers durchgeführt. An diese Anhörung schloss sich im März 2021 eine

ordnungsrechtliche Verfügung zur Unterlassung weiterer Buchenkahlschläge gegenüber

dem Waldbesitzer an.

Gegen diesen Bescheid des Hochsauerlandkreises wurde mit Datum 30.4.2021 fristwah-

rend Klage vor dem Verwaltungsgericht Arnsberg erhoben. Vor dem Hintergrund dieses

laufenden Verfahrens können derzeit keine weiteren Auskünfte in der Angelegenheit er-

teilt werden. Auch kann die Landesregierung, bedingt durch diese Klageerhebung, keinen

zeitlichen Horizont benennen, wann das Verwaltungsverfahren zu einem Abschluss kom-

men wird.

Zur Vergleichbarkeit der Eingriffs- und Kompensationsbilanzen wurden in NRW einheitli-

che, objektiv nachvollziehbare und landesweit anwendbare Standards zur Beurteilung

von Eingriffen und deren Kompensation entwickelt. Die naturschutzfachliche Bewertung

von Waldflächen wird in der Regel auf der Grundlage der „Numerischen Bewertung von

Biotoptypen für die Eingriffsregelung in NRW“ (LANUV 2008) durchgeführt. Wie bei allen

Eingriffen, die mit erheblichen Beeinträchtigungen verbunden sind, werden bei Bio-

topwertverfahren zunächst die auf der betroffenen Fläche vorhandenen Biotoptypen er-

fasst und gemäß der „Biotoptypenliste mit Wertvorschlägen“ des LANUV mit Wertpunkten

bewertet. Dieser Wert des Zustands vor dem Eingriff wird mit dem Wert der Fläche nach

erfolgtem Eingriff bilanziert. Anhand der Differenz „vorher – nachher“ wird der Umfang

der erforderlichen Kompensationsmaßnahmen ermittelt. Defizite sind auszugleichen.

Grundsätzlich gilt, dass die Wirksamkeit von Neuaufforstungen für den Klima- und Natur-

schutz im Vergleich zu alten Buchenbeständen erheblich geringer ausfällt. Wenn alter

Buchenwald mit einer herausragenden ökologischen Bedeutung zerstört wird und die

Fläche mit Baumarten, die eine geringere ökologische Bedeutung haben (z.B. Fichten),

wieder aufgeforstet wird, erhöht sich der Kompensationsbedarf und das kann zu einem
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flächenmäßig höheren Kompensationserfordernis führen, d.h. es sind Kompensations-

maßnahmen auf zusätzlichen Flächen erforderlich. Hiermit wird das Ziel verfolgt, eine

vollständige und somit auch wirksame Kompensation sicherzustellen.

Zur Thematik der Novellierung des Landesforstgesetzes ist festzuhalten, dass die Be-

rücksichtigung von Naturschutzbelangen in der Forstwirtschaft bereits heute im Grund-

satz gewährleistet ist.

Das Landesforstgesetz füllt die Regelungen des Bundeswaldgesetzes für Nordrhein-

Westfalen aus. Beide Gesetze betrachten den Wald nicht nur als Wirtschaftsgut, sondern

enthalten auch Regelungen, die die Schutz- und Erholungsfunktion des Waldes betreffen.

Dies wird insbesondere bei den §§ 1a und 1b LFoG i. V. m. § 11 BWaldG deutlich.

Davon unabhängig gelten die Bestimmungen des Bundes- und des Landesnaturschutz-

gesetzes – etwa die Bestimmungen zum Netz Natura 2000 oder zum Artenschutz – auch

im Wald. § 5 Abs. 3 BNatSchG ergänzt die forstrechtlichen Nutzungsregelungen um ein-

zelne Aspekte einer natur- und landschaftsverträglichen Forstwirtschaft.

Der Vorgang am Hohen Knochen hat allerdings gezeigt, dass die forstrechtliche

Kahlhiebsregelung einer Überprüfung bedarf, und zwar sowohl im Hinblick auf die Erfül-

lung der forstgesetzlich geregelten Anforderungen an eine nachhaltige und ordnungsge-

mäße Forstwirtschaft, als auch unter Berücksichtigung der naturschutzrechtlichen Ziel-

vorstellung des § 5 Abs. 3 BNatSchG, naturnahe Wälder ohne Kahlschläge zu bewirt-

schaften.

Bisher unterscheidet die forstrechtliche Kahlhiebsregelung nicht danach, ob die Kahl-

hiebe in Laub- oder Nadelwäldern stattfinden.

Die Prüfung einer möglichen Verschärfung der forstrechtlichen Kahlhiebsbestimmung ist

noch nicht abgeschlossen.

Der Landesforstverwaltung NRW ist die hohe Bedeutung der Buchenwaldbestände und

ihrer naturnahen Bewirtschaftung bewusst. Dies zu vermitteln ist Gegenstand staatlichen

Handelns.

Im Bereich des Rothaarkamms mit den FFH-Gebieten Hunau, Waldreservat Glindfeld,

Hallenberger Wald und Schanze befinden sich mit ca. 5.600 ha mehr als Dreiviertel der

Buchenwald-Lebensraumtyp-Fläche in den montanen FFH-Gebieten Nordrhein-Westfa-

lens.
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Insofern wäre diese Kulisse für ein Waldschutz- und Waldverbundkonzept prinzipiell in

hohem Maße geeignet, bei der Umwandlung von Kalamitätsflächen, der sonstigen forst-

lichen Behandlung aber auch der der Möglichkeiten, den Anteil der Wildnisgebiete zu

steigern, Methoden zu erproben, die für die Fragen der Anpassung an den Klimawandel

aber auch die Umsetzung der FFH-Richtlinie von hoher Bedeutung sind.

Dazu eignen sich insbesondere Bundesförderprogramme, wie z.B. das Förderprogramm

Chance Natur. Diese lassen jedoch eine Förderung der Bundesländer nicht zu. Zuwen-

dungsempfänger können natürliche und juristische Personen mit Sitz in der Bundesre-

publik Deutschland sein, z. B. kommunale Gebietskörperschaften, Naturschutzorganisa-

tionen/-einrichtungen, Stiftungen und Zweckverbände. Dabei muss gewährleistet sein,

dass die notwendigen Eigenmittel vorhanden sind sowie auch nach Projektablauf die Fol-

gekosten getragen werden können.

Inwieweit andere Förderprogramme genutzt werden können, um in der Region ein Ent-

wicklungskonzept für die Buchenwälder auf den Weg zu bringen, auch vor dem Hinter-

grund der hohen Waldschäden durch Klimawandel, Dürre und Borkenkäfer, bedarf wei-

terer Befassung zwischen der Region, dem Landesamt für Natur, Umwelt und Verbrau-

cherschutz (LANUV) und dem Landesbetrieb Wald und Holz NRW unter Moderation des

MULNV.

Die gestellten Fragen:

1. Welchen Zeitplan verfolgt die Landesregierung zur Anpassung des Forstgesetzes

und ggf. weiterer Naturschutzgesetzgebung? Welche Änderungen wird diese be-

inhalten, insbesondere mit Blick auf eine mögliche Verschärfung des Kahlschlag-

verbots?

2. Wann rechnet die Landesregierung mit einem Abschluss des Verwaltungsverfah-

rens und der Entscheidung, ob und wo Kompensationsmaßnahmen für den o. g.

Kahlhieb am „Hohen Knochen“ durchzuführen sind?

3. Welche Kriterien zur Eingriffsbewertung und Ableitung etwaiger Kompensations-

maßen gelten hier?

4. Wie bewertet die Landesregierung die Wirksamkeit für den Klima- und Natur-

schutz, wenn ca. 40 Hektar gefällter 100 Jahre alter Buchen kompensiert werden?

Inwiefern kann hier aus naturschutzfachlicher Sicht von einer wirksamen Kompen-

sation gesprochen werden?
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5. Inwiefern wurden Gespräche mit dem Holzunternehmen geführt, welches mit dem

geschilderten Kahlschlag in Verbindung steht?

6. Inwieweit hat in der betroffenen Region im Hochsauerlandkreis vermehrt eine

waldbauliche Beratung durch den Staat stattgefunden, als Reaktion auf das be-

kannt gewordene Ausmaß dieser Fällungen?

7. Inwiefern beabsichtigt die Landesregierung, die Initiierung und Umsetzung eines

Schutz- und Entwicklungskonzeptes für Buchenwälder im Hochsauerlandkreis, zu

dem sich die Landesregierung in ihrem Schreiben vom 22.03.2021 gegenüber der

Naturschutzinitiative positiv geäußert hat, aktiv zu unterstützen und voranzutrei-

ben?  Inwieweit kann das Projekt vom Land mitfinanziert und durch Förderinstru-

mente des Bundes finanziell unterstützt werden?

8. Inwieweit handelt es sich beim Kahlhieb am „Hohen Knochen“ um einen Einzelfall?

Welche Kenntnisse hat die Landesregierung über weitere, ähnliche Kahlhieb-Fälle

in NRW?

sind damit im inhaltlichen Sachzusammenhang beantwortet.


